
Gesellschaftsvertrag der XYZ-GbR

Präambel

Das Besitzen von Rennpferden der Rasse englisches Vollblut zum Zweck der Teilnahme an Leistungsprüfungen (Galopprennen) ist eine Freizeitveranstaltung, bei der die Freude und Passion am Galopprennsport im Vordergrund stehen. Der Erwerb von Rennpferden, das Training und die Teilnahme an Leistungsprüfungen ist kein Finanzinvestment mit Gewinnerzielungsabsicht. Den Gesellschaftern ist vor dem Hintergrund, dass ein wirtschaftlicher Erfolg der GbR von vielen nicht zu beeinflussenden Faktoren und vor allem von Glück abhängt, bewusst und bekannt, dass es bei den von ihnen zu leistenden Einlagen bzw. monatlichen Zahlungen um Beiträge zur privaten Freizeitgestaltung geht, die idR als „verlorenes Investment“ mit dem Risiko eines möglichen Totalverlustes angesehen werden. Die Gesellschaft tritt daher weder einkommensteuer- noch umsatzsteuerrechtlich in Erscheinung.
Es ist ein gemeinsames Ziel der Gesellschafter, das bzw. ggf. die angekauften Rennpferde zu einem möglichst hohen Marktpreis zu veräußern, sofern dies möglich ist. Bei einem Verkauf werden neben finanziellen Aspekten auch tierschutzrechtliche und ethische Grundsätze in die Verkaufsentscheidungen einfließen. Die Maximierung von Veräußerungserlösen ist weder Ziel noch Zweck der XYZ-GbR.  

§ 1 Name und Sitz der Gesellschaft
1. Die Gesellschaft trägt die Bezeichnung

XYZ - GbR.
2. Der Verwaltungssitz der Gesellschaft ist S-Stadt.

§ 2 Gesellschaftszweck
Gegenstand der Gesellschaft ist die gemeinsame Freizeitgestaltung als „Besitzer“ (zivilrechtliche Eigentümer) von Galopprennpferden der Rasse englisches Vollblut, der An - und Verkauf von einem oder mehreren Rennpferden der Rasse englisches Vollblut, die Teilnahme an Leistungsprüfungen für Pferde der Rasse englisches Vollblut entsprechend der Verbandsregularien der Galoppsportdachverbände, gemeinsame Besuche von Auktionen für Galopprennpferde der Rasse englisches Vollblut, gemeinsame Besuche im Trainingsstall der erworbenen Pferde, gemeinsame Besuche von Galopprennveranstaltungen sowie die Vermarktung des/der erworbenen Rennpferde zum Zwecke des Verkaufs und alle mit dem Vorstehenden im Zusammenhang stehenden Tätigkeiten. Insbesondere sind alle solche Tätigkeiten Gesellschaftszweck, die dem gemeinsamen Ziel der Freizeitgestaltung im Zusammenhang mit dem Galopprennsport der Rasse englisches Vollblut dienen. 
§ 3 Ausgestaltung und Ablaufplan
Die Gesellschafter haben bereits vor der Gründung der Gesellschaft eine Passion für den Galopprennsport der Rasse englisches Vollblut und sind mit den verbandsrechtlichen, finanziellen und organisatorischen Umständen des Galopprennsports vertraut. Die Gesellschafter vereinbaren deshalb über den reinen Gesellschaftszweck hinaus folgende gemeinsame Ziele und Grundsätze:
· Die Gesellschaft kauft auf nationalen oder internationalen Auktionen Pferde der Rasse englisches Vollblut. Bei der  Auswahl des/der Pferde bedient sich die Gesellschaft eines Teams aus Experten in allen Bereichen (Aufzucht, Exterieur, Abstammung, Tierärzten, Trainern), sofern die Gesellschafter das einstimmig beschließen.
· Die Gesellschafter sind darüber einig, dass zunächst im Herbst 2023 auf der Sales & Race in Baden-Baden oder auf einer anderen Auktion ein Zweijähriger (Hengst oder Stute) gekauft wird, der anschließend zur Vorbereitung auf den Rennstall ins Pre-Training geschickt wird. 

· Die Gesellschafter sind darüber einig, dass der Kaufpreis einschl. Nebenkosten (Tierarzt, Versteigerer, Transport, etc.) nicht mehr als 32.000 € zzgl. Umsatzsteuer betragen soll, damit ein finanzieller Puffer zu den geleisteten Einlagen gewahrt wird. 

· Die Auswahl des Trainers hat einstimmig zu erfolgen. 
· Die Gesellschaft ist grds. auf Zeit angelegt. Das bzw. die angekauften Pferde sollen nach idR dreijähriger Rennkarriere freihändig oder über Auktionen verkauft werden. Entscheidungen über den Zeitpunkt des Verkaufes, den Verkaufspreis und den Ort des Verkaufes sind einstimmig zu treffen. 

· Die Rennkarriere soll die Jahre 2024-2026 umfassen, d.h. das Pferd soll Im Herbst 2026 verkauft werden.
· Das tägliche Management der Gesellschaft obliegt einem einstimmig zu wählenden geschäftsführenden Gesellschafter. 
· Nach dem Verkauf des Pferdes wird der geschäftsführende Gesellschafter den Gesellschaftern den Abschlussbericht über die Finanzen der Gesellschaft übermitteln und die Liquidation der Gesellschaft vorbereiten und durchführen. Etwaige Rückzahlungen an die Gesellschafter erfolgen auf der Basis der festgestellten Ergebnisse der Jahresabschlüsse/Einnahmeüberschussrechnung der Gesellschaft für die Jahre 2023 bis 2026. Ob und in welcher Höhe Rückerstattungen stattfinden werden, kann zum Zeitpunkt des Beitritts der Gesellschafter nicht vorhergesagt werden. Die Gesellschafter gehen zunächst von einem Totalverlust aus und akzeptieren diesen ohne Bedingungen und sind sich insbesondere der Tatsachen bewusst, dass der Leistungssport Galopprennen von einem Moment auf den nächsten zu einem Totalverlust aufgrund gesundheitlicher Probleme des Pferdes (Verletzungen, Krankheit etc.) führen kann.
§ 4 Einlagen und Beteiligung
1. An der Gesellschaft beteiligen sich die Gesellschafter
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Zwecks Erwerb des Rennpferds  erbringt jeder der Gesellschafter eine Einlage in Höhe von 6.000 € (in Worten: Euro sechstausend). Die Einlage ist von den Gesellschaftern jeweils innerhalb von 10 Werktagen nach Gründung der Gesellschaft auf das Konto der Gesellschaft zu leisten. Erst mit dem Eingang der vollständigen Einlage auf dem Konto der Gesellschaft sowie der Unterzeichnung des Gesellschaftsvertrages tritt der Gesellschafter der Gesellschaft tatsächlich bei.  

2. Mit dem Beitritt und der Zahlung der Einlage pro Geschäftsanteil erwirbt der Gesellschafter 

     1 / 8   der Gesellschaftsanteile.

3.   Mit der Einlage von insgesamt 48.000 € soll zunächst der Ankauf eines Pferdes finanziert        werden. 
§ 5 Dauer, Geschäftsjahr

1. Die Dauer der Gesellschaft ist zeitlich befristet. Die Gesellschaft beginnt mit der Errichtung durch die Gesellschafter und ist fest bis zum 31.12.2026 abgeschlossen. Die Dauer der Gesellschaft kann durch einstimmigen Gesellschafterbeschluss um ein oder mehrere Jahre verlängert werden.  Eine Verkürzung der Dauer ist ebenfalls bei einstimmiger Entscheidung möglich.
2. Das Geschäftsjahr entspricht dem Kalenderjahr. Das erste Geschäftsjahr ist ein Rumpfgeschäftsjahr. Es beginnt mit der Gründung der Gesellschaft am 1.10.2023 und endet am 31.12.2023.
§ 6 Beiträge und Gesellschafter
1. Die Gesellschafter erbringen ihre Beiträge durch die Einzahlung der Einlage in Höhe von Euro 6.000,-- pro Anteil.

2. Daneben zahlen die Gesellschafter jeweils zum ersten eines jeden Monats beginnend mit dem 1. November 2023 einen Betrag von 275,- € auf das Konto der Gesellschaft, so dass für den Unterhalt und das Training des Pferdes monatlich 2.200 € zur Verfügung stehen. 


3. Sollte der monatliche Betrag von 2.200 € nebst verbleibender Resteinlage wegen außergewöhnlicher Umstände (Unfall, Krankheit des Pferdes, Operation, etc.) zum Unterhalt nicht ausreichen, verständigen sich die Gesellschafter unverzüglich über die weiteren erforderlichen Maßnahmen. 
4. Die Geschäftsführung wird eine aktuelle Liste der Gesellschafter führen und auf Verlangen den Gesellschaftern, zur Information berechtigten Behörden, öffentlichen Stellen, Galoppsportverbänden, Wirtschaftsprüfern, Steuerberatern und anderen tatsächlich Berechtigten zukommen lassen.
5. Sofern nach Liquidation der Gesellschaft noch Verbindlichkeiten bestehen sollten, kommen die Gesellschafter dafür entsprechend den von ihnen gezeichneten Geschäftsanteilen auf.
§ 7 Geschäftsführung, Vertretung
1. Die alleinige Geschäftsführung der Gesellschaft und deren Vertretung nach außen obliegt dem einstimmig gewählten Gesellschafter A.... Eine Abberufung des A.. und die Neuwahl eines Geschäftsführers ist nur ¾-Mehrheit der Gesellschafter möglich; als neuer Geschäftsführer und Vertreter kann nur einer der Gesellschafter fungieren.
2. Der geschäftsführende Gesellschafter erhält für seine Tätigkeit weder ein Honorar noch eine Aufwandsentschädigung. Er darf  keine Verbindlichkeiten eingehen, die nicht vom Guthaben der Gesellschaft auf den Bankkonten der Gesellschaft gedeckt sind und  insb. kein Darlehen für die Gesellschaft aufnehmen, ohne dass es zuvor einen einstimmigen Beschluss der Gesellschafterversammlung gab, der zur Aufnahme eines Darlehens berechtigt. In einem solchen Beschluss der Gesellschafterversammlung muss die Höhe des Darlehens, die Zinsen sowie die Rückzahlung explizit geregelt und einstimmig beschlossen worden sein. 
§ 8 Gesellschafterversammlung

In jedem Geschäftsjahr findet eine ordentliche Gesellschafterversammlung statt. Gegenstand der ordentlichen Gesellschafterversammlung sind insbesondere die Feststellung der Einnahmen-Überschussrechnung/Jahresabschluss, die Ergebnisverwendung und die Entlastung der Geschäftsführung.

§ 9 Gesellschafterbeschlüsse
1. Alle Gesellschafterbeschlüsse sind mit einfacher Mehrheit zu fassen, sofern nicht dieser Gesellschaftsvertrag oder das Gesetz etwas anderes vorsehen. Dies gilt insbesondere auch für folgende Grundlagengeschäfte:

a) Auseinandersetzung

b) Verzicht auf Schadensersatzansprüche gegenüber der Geschäftsführung wegen 
Vertragsverletzung

c) Rechnungsabschluss für ein Geschäftsjahr

d) Auflösung der Gesellschaft

e) Veränderung des Gesellschaftsvertrages

2. Die Gesellschafter haben jeweils eine Stimme pro Geschäftsanteil. 

3. Gesellschafterbeschlüsse können - soweit gesetzlich zulässig - auch telefonisch, per Videokonferenz oder per E-Mail, schriftlich oder mündlich ohne förmliche Gesellschafterversammlung gefasst werden, wenn die Gesellschafter mit diesem Verfahren einverstanden sind.
4. Die Unwirksamkeit oder Anfechtbarkeit von Gesellschafterbeschlüssen kann, sofern nicht gegen zwingende gesetzliche Vorschriften verstoßen wird, nur innerhalb eines Monats geltend gemacht werden. Die Frist beginnt am Tage nach einer Protokollierung des Beschlusses durch die Geschäftsführung zu laufen. Sie endet auf alle Fälle spätestens sechs Monate nach Beschlussfassung.
§ 10 Überschussverteilung
1. Am Überschuss oder Verlust sind die Gesellschafter im Verhältnis ihrer Beteiligungsquoten gemäß § 4 beteiligt.
§ 11 Entnahmen
1. Über die Höhe der möglichen Entnahmen hat die Gesellschafterversammlung einstimmig zu entscheiden. Ohne einen entsprechenden Beschluss dürfen keine Mittel aus der Gesellschaft entnommen werden.
2. Bei der Entscheidung über die Entnahmen ist die Liquiditätslage der Gesellschaft zugrunde zu legen. Hierbei sind auch die in Zukunft notwendig werdenden Ausgaben zu berücksichtigen. Die Entnahme von Überschüssen eines Geschäftsjahres ist grundsätzlich nicht geplant, da eine Verteilung etwaiger Gewinne/Verluste erst mit der Liquidation der Gesellschaft vorgesehen ist. Die Gesellschafter sind entsprechend ihres Gesellschaftsanteils gleichmäßig zu behandeln.
§ 12 Kündigung
Eine ordentliche Kündigung des Gesellschaftsverhältnisses ist bis zum 31.12.2026 ausgeschlossen, da die Gesellschaft auf Zeit vereinbart ist. Jeder Gesellschafter hat das Kündigungsrecht gemäß § 723 Abs. 1 S. 2 BGB, wenn ein wichtiger Grund vorliegt. Sofern ein Gericht die Kündigung aus wichtigem Grund gemäß § 723 Abs. 1 S. 2 BGB in einem rechtskräftigen Urteil anerkennt, scheidet der Gesellschafter aus der Gesellschaft aus. Die Gesellschaft wird unter den verbleibenden Gesellschaftern fortgesetzt. Der ausscheidende Gesellschafter erhält eine Abfindung gemäß § 14 dieses Gesellschaftsvertrages.
§ 13 Insolvenz, Pfändung
1. Wird über das Vermögen eines Gesellschafters das Insolvenzverfahren eröffnet, so scheidet er mit Rechtskraft des Eröffnungsbeschlusses aus der Gesellschaft aus.
2. Der Ausschluss eines Gesellschafters durch die Gesellschafterversammlung ohne dessen Zustimmung ist zulässig, wenn
a)
der Gesellschaftsanteil von einem Gläubiger des Gesellschafters gepfändet wird, es sei denn, der Gesellschafter kann glaubhaft dartun, dass die Pfändungsmaßnahme rechtswidrig ist und er alle Schritte eingeleitet hat, um die Aufhebung der Pfändungsmaßnahmen zu erreichen,

b)
ein wichtiger Grund vorliegt, der seine Ausschließung aus der Gesellschaft rechtfertigt oder


c)
der Gesellschafter eine Auflösungsklage erhebt.

Der zum Ausschluss gestellte Gesellschafter darf bei der Abstimmung in der Gesellschafterversammlung über seinen Ausschluss mitstimmen. Bei der Abstimmung über den Ausschluss eines Gesellschafters müssen jedoch so viele Gesellschafter teilnehmen und abstimmen, dass mindestens 75% des Gesellschaftsvermögens repräsentiert sind. 
3. Scheidet ein Gesellschafter gemäß Nr.1 oder 2. aus der Gesellschaft aus, so wird die Gesellschaft von den verbleibenden Gesellschaftern fortgesetzt, soweit in diesem Vertrag nichts anderes geregelt ist. Verbleibt nur noch ein Gesellschafter, so geht das Vermögen der Gesellschaft ohne Liquidation mit allen Aktiva und Passiva auf diesen über. Der ausscheidende Gesellschafter erhält eine Abfindung gemäß § 14.

§ 14 Abfindung bzw. Verlustausgleich bei Ausscheiden eines Gesellschafters
1. Die Abfindung errechnet sich nach dem anteilig auf den ausscheidenden Gesellschafter entfallenden Wert des Vermögens der Gesellschaft. Der Wert des Vermögens der Gesellschaft auf den Stichtag des Ausscheidens des Gesellschafters ist, sofern es nicht bis zum Ablauf von zwei Monaten nach dem Stichtag des Ausscheidens zu einer Einigung zwischen dem ausscheidenden Gesellschafter und der Gesellschaft über die Höhe der Abfindung kommt, gemäß Nr. 3 zu ermitteln. Ist das Vermögen am Stichtag negativ, hat der ausscheidende Gesellschafter den auf ihn entfallenden Anteil auszugleichen. 
2. Als maßgeblicher Wert des Unternehmens auf den Stichtag im Sinne der Absätze  1 und 2 gilt der durch einen Wirtschaftsprüfer oder eine Wirtschaftsprüfungsgesellschaft auf den Stichtag des Ausscheidens nach den allgemein anerkannten Methoden der Bewertung ermittelte Wert des Vermögens der Gesellschaft abzüglich eines Abschlages von 10%.
3. Die Gesellschaft und der ausgeschiedene Gesellschafter haben sich innerhalb von vier Monaten nach dem Stichtag des Ausscheidens auf einen Wirtschaftsprüfer oder eine Wirtschaftsprüfungsgesellschaft zu einigen, die den Unternehmenswert zu ermitteln hat. Kommt es nicht zu einer derartigen Einigung innerhalb der genannten Frist, so sind der ausgeschiedene Gesellschafter und die Gesellschaft jeweils einzeln berechtigt, das Institut der Wirtschaftsprüfer (IDW) zu bitten, einen Wirtschaftsprüfer oder eine Wirtschaftsprüfungsgesellschaft zu benennen.
4. Der Wirtschaftsprüfer oder die Wirtschaftsprüfungsgesellschaft, auf welche die Gesellschaft und der ausgeschiedene Gesellschafter sich gemäß Nr. 3 geeinigt haben oder die das IDW gemäß Nr. 3 benannt hat, entscheidet über den Unternehmenswert als Schiedsgutachter. Die Kosten des Wirtschaftsprüfers oder der Wirtschaftsprüfungsgesellschaft tragen die Gesellschaft und der Gesellschafter je zur Hälfte.
§ 15 Abtretung / Verpfändung
Die Gesellschafteranteile können durch Rechtsgeschäft nur übertragen oder verpfändet werden, wenn alle Gesellschafter vorher der Übertragung zustimmen.

§ 16 Tod eines Gesellschafters
1. Stirbt ein Gesellschafter, so wird die Gesellschaft grundsätzlich mit den Erben oder Vermächtnisnehmern fortgesetzt.
2. Sollte der Fiskus gesetzlicher Erbe sein, wird die Gesellschaft nur mit den verbliebenen Gesellschaftern fortgesetzt, ohne dass der Fiskus einen Abfindungsanspruch hat.

§ 17 Liquidation
1. Im Falle der Liquidation der Gesellschaft erfolgt die Verteilung des Gesellschaftsvermögens entsprechend der Beteiligungsquoten gemäß § 4.
2. Die Geschäftsführung wird die Liquidation der Gesellschaft grundsätzlich zum 31.12.2026 entsprechend der Laufzeit dieses Gesellschaftsvertrages durchführen und die Gesellschaft zu diesem Datum vollständig liquidieren. 

§ 18 Schlussbestimmungen
1. Änderungen und Ergänzungen dieses Vertrages bedürfen der Schriftform. Dies gilt auch für die Aufhebung des Erfordernisses der Schriftlichkeit.
2. Gerichtsstand für alle Streitigkeiten aus und im Zusammenhang mit dem durch diesen Vertrag begründeten Gesellschaftsverhältnis ist -  soweit gesetzlich zulässig  - ausschließlich der Sitz der Gesellschaft. Auf diesen Vertrag findet ausschließlich deutsches Recht Anwendung.
3. Sollte eine Bestimmung dieses Vertrages unwirksam sein oder werden oder sollte sich in diesem Vertrag eine Lücke herausstellen, so soll dies die Wirksamkeit des Vertrages im Übrigen nicht berühren. Vielmehr soll anstelle der unwirksamen Bestimmung oder zur Ausfüllung der Lücke eine Regelung gelten, die im Rahmen des rechtlich Möglichen dem am nächsten kommt, was die Parteien bei Abschluss des Vertrages gewollt haben oder im Falle einer Lücke gewollt hätten, sofern sie diesen Punkt bedacht hätten.

.......................................................                
Ort, Datum
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.......................................................                .......................................................


� Dieser GbR-Vertrag ist lediglich ein  Muster für die Gründung einer kleineren Besitzergemeinschaft in der Rechtsform einer GbR und dient allein Informationszwecken. Jegliche Gewähr für Vollständigkeit bzw. Richtigkeit wird ausgeschlossen.
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